
Liebe Leserinnen, liebe Leser, 
 
die neue Wahlperiode hat begonnen. Nach den 
personellen Entscheidungen haben wir mit einem 
umfassenden Gesetzespaket die Weichen für 
mehr Wachstum gestellt, denn die Krise ist noch 
nicht vorüber.  
Die Personalentscheidungen sind aus Sicht der
CDU-NRW hervorragend. Mit zwei Bundesminis-
tern (Norbert Röttgen für Umwelt und Ronald
Pofalla als Chef des Bundeskanzleramtes) und 
fünf parlamentarischen Staatssekretären wird die 
CDU-Landesgruppe Nordrhein-Westfalen in der 
neuen Bundesregierung stark vertreten sein.  
Auch die Funktionen innerhalb der Bundestags-
fraktion wurden in dieser Woche per Wahl festge-
legt. Mit Ingrid Fischbach und Dr. Günter Krings 
stammen gleich zwei der insgesamt sieben stell-
vertretenden Fraktionsvorsitzenden aus NRW. 
Die Sprecher für die gesamte CDU/CSU-
Bundestagsfraktion für die Themenbereiche Fi-
nanzen, Gesundheit, Arbeit und Soziales, Aus-
wärtiges und Umwelt stammen ebenfalls aus 
NRW. Ich selbst werde in dieser Wahlperiode 
erneut im Ausschuss für Wirtschaft und Techno-
logie mitarbeiten und dort für meine Fraktion für 
die Themen Mittelstand und Handwerk zuständig 
sein.  
So kann es weitergehen: mit Kompetenz, Weit-
blick und Gestaltungswillen.  

 
Wachstumsbeschleunigungsgesetz 

 
Mit dem Gesetz zur Beschleunigung des Wirtschafts-
wachstums (Wachstumsbeschleunigungsgesetz) wer-
den die im Koalitionsvertrag der neuen Bundesregie-
rung enthaltenen steuerlichen Maßnahmen des Sofort-
programms umgesetzt, die zum 1. Januar 2010 in Kraft 
treten sollen. 
 
Die wichtigsten Maßnahmen sind: 
 
Kindergeld/Kinderfreibetrag 

• Zur steuerlichen Entlastung und Förderung der 
Familien mit Kindern und zur besonderen Be-
rücksichtigung der Aufwendungen der Familien 
für die Betreuung und Erziehung oder Ausbil-
dung der Kinder werden die Freibeträge für Kin-
der für jedes Kind von insgesamt 6 024 Euro auf 
7 008 Euro ab dem Veranlagungszeitraum 2010 
angehoben. Zugleich wird - um Familien in unte-
ren und mittleren Einkommensbereichen zu för-
dern - das Kindergeld ab dem 1. Januar 2010 für 
jedes zu berücksichtigende Kind um 20 Euro er-
höht. Beide Maßnahmen sind Ausdruck einer 
besonderen Wertschätzung der Gesellschaft 
und sollen die wirtschaftliche und soziale Leis-
tungsfähigkeit von Familien mit Kindern als 
Keimzelle derselben weiter stärken. 

 
Unternehmensbesteuerung 

• Die zeitliche Beschränkung bei der mit dem 
Bürgerentlastungsgesetz (Krankenversicherung) 
eingeführten körperschaftssteuerlichen Sanie-
rungsklausel wird aufgehoben. Dies fördert die 
Bereitschaft, in Schwierigkeiten geratene Unter-
nehmen zu sanieren, rettet Arbeitsplätze und 
setzt neue Wachstumsimpulse frei.  

• Der Abzug von Verlusten bei bestimmten kon-
zerninternen Umgliederungen wird zugelassen, 
um Wachstumshemmnisse für Unternehmen zu 
beseitigen. 

• Der Übergang von Verlusten in Höhe der stillen 
Reserven bei Beteiligungserwerben an Körper-
schaften wird zugelassen. 
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Termine:  
 
20.11.2009  Kreisparteitag der Bielefelder CDU 
 
23.11. – 27.11.2009 Sitzungswoche des Bundestages 
 
30.11. – 04.12.2009 Sitzungswoche des Bundestages 
 
07.12.2009  Kreisvorstand der Bielefelder CDU 
 
12.12.2009  Bezirksvorstandssitzung 

• Bei der Zinsschranke wird eine höhere Freigren-
ze von 3 Min. Euro dauerhaft eingeführt, um 
kleine und mittlere Unternehmen von der Zins-
abzugsbeschränkung auszunehmen und so in 
konjunkturell schwierigen Zeiten zu entlasten 
und zu stärken. 

• Bei der Zinsschranke wird rückwirkend ab dem 
Jahr 2007 für einen Zeitraum von jeweils 5 Jah-
ren eine Vortrag des sogenannten EBITDA, also 
der Summe aus Gewinn, Zinssaldo und Ab-
schreibungen, eingeführt. 

• Die Anwendung der sog. Escape-Klausel bei der 
Zinsschranke für Konzerne wird verbessert. Die 
Regelung schafft deutliche Erleichterungen für 
Unternehmen im Zusammenhang mit dem Ver-
gleich der Eigenkapitalquoten. 

• Es wird eine Regelung zur Sofortabschreibung 
von Wirtschaftsgütern bis 410 Euro eingeführt. 
Alternativ wird ein Wahlrecht zur Bildung eines 
Sammelpostens für alle Wirtschaftsgüter zwi-
schen 150 und 1 000 Euro zugelassen. Unter-
nehmen erhalten so mehr Flexibilität bei der 
Wahl zwischen den Abschreibungsmodalitäten. 

• Der gewerbesteuerlichen Hinzurechnungssatz 
bei Miet- und Pachtzinsen für die Benutzung von 
unbeweglichen Wirtschaftsgütern wird von 65 
Prozent auf 50 Prozent reduziert. 

• Die Umstrukturierung von Unternehmen im Be-
reich der Grunderwerbsteuer wird erleichtert. 
Hier werden Wachstumshemmnisse beseitigt, 
indem die Bedingungen für Umstrukturierungen 
von Unternehmen krisenfest, planungssicherer 
und mittelstandsfreundlicher ausgestaltet wer-
den. 

 
Erbschaft- und Schenkungsteuer 

• Auch im Bereich der Erbschaft- und Schen-
kungsteuer werden Schranken beseitigt. Die Be-
triebe werden damit u. a. in die Lage versetzt, 
auf Veränderungen der Beschäftigungslage fle-
xibler reagieren zu können. 

• Die Steuerbelastung für Geschwister und Ge-
schwisterkinder bei der Erbschaft- und Schen-
kungsteuer wird durch einen neuen Steuertarif 
von 15 bis 43 Prozent gesenkt.  

 

Umsatzsteuer 
• Der Umsatzsteuersatz bei Beherbergungsleis-

tungen im Hotel- und Gastronomiegewerbe wird 
auf 7 Prozent gesenkt. Hierdurch soll der aktuel-
len europäischen Wettbewerbssituation des Ho-
tel- und Gaststättengewerbes Rechnung getra-
gen werden. 
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Energiesteuer 
• Um die Märkte für reine Biokraftstoffe zu er-

halten wird auf die im Energiesteuergesetz 
vorgesehene Reduzierung der steuerlichen 
Entlastungssätze für reine Biokraftstoffe ver-
zichtet. Der steuerliche Entlastungssatz für 
das Jahr 2009 wird für die Jahre 2010 bis 
2012 fortgeschrieben. 

 
 
„Wir werden Deutschland zu neuer Stärke
führen“ 
 
Bundeskanzlerin Angela Merkel hat in der ersten 
Regierungserklärung die Ziele der neuen Regie-
rungskoalition aus CDU/CSU und FDP vor dem 
Bundestag erläutert. In ihrer Rede nannte die Bun-
deskanzlerin fünf Punkte: 
  

• Als Erstes müssten die Folgen der Krise ü-
berwunden werden.  

• Zweitens gehe es um das Verhältnis der 
Bürger zu ihrem Staat.  

• Drittens müssten Antworten auf die Verände-
rungen beim Altersaufbau gefunden werden. 

• Viertens müsse der Umgang mit den natürli-
chen Ressourcen geregelt und dafür ein glo-
baler Ordnungsrahmen gefunden werden.  

• Schließlich gehe es angesichts neuer Be-
drohungen um das Verhältnis von Freiheit 
und Sicherheit.  

 
Die Folgen der Krise würden Deutschland in den 
kommenden Jahren weiter beschäftigen. Der 
Wachstumseinbruch sei fünfmal stärker als der 
größte Rückgang Anfang der siebziger Jahre. 
"Deutschland steht vor einer Bewährungsprobe wie 
seit der Deutschen Einheit nicht mehr", erläuterte 
Merkel. Sie widersprach dem Eindruck, dass die 
Krise schon vorbei sei: "Die Probleme werden erst 
noch größer, bevor es wieder besser werden kann.“ 


